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Wirkung des HR-Eintrages


Offenlegung der Haftungs- und Vertretungsverhältnisse


Betreibung auf Konkurs ist möglich


Buchführungs- und Aufbewahrungspflicht


Positive Publizitätswirkung


Firmenschutz (Name ist geschützt)


Kreditwürdigkeit erhöht sich





Eintragungspflicht


Einzelunternehmen, ab Umsatz Fr. 100’000


Kollektiv- und Kommanditgesellschaft


AG und GmbH


Vereine, die kaufmännisches Gewerbe betreiben


Stiftungen


Öffentlich-rechtliche Körperschaften und Anstalten


Aber nicht „einfache Gesellschaft“





Informationen im Handelsregister


Öffentliches, kantonales Register:


Firma (Geschäftsname)


Rechtsform


Datum der Eintragung / Änderung


Inhaber, Gesellschafter bzw. Verwaltungsorgane


Gesellschaftskapital


Hauptsitz und Niederlassungen


Zeichnungsberechtigte Personen


Zweck, Branche








Recht





Firmenrecht


Bei der Wahl des Firmennamens sind folgende Punkte zu berücksichtigen:


Bestandteile der Firma:


Unbeschränkt haftender Teilhaber bei Einzel- und Personen-Gesellschaften


Zusatz „AG“, falls Personen-bezeichnung vorangestellt wird


GmbH ist zwingender Zusatz bei  der entsprechenden Gesellschaftsform


Firmenwahrheit und –klarheit


Firmenausschliesslichkeit (Firmenschutz)


Verwendungspflicht der Firma (korrekte Schreibweise)





Nominatsverträge sind


Veräusserungs- / Übereignungsverträge


Kaufvertrag, OR 184-236


Tausch, OR 237-238


Schenkung, OR 239-252


Gebrauchsüberlassungsverträge


Mietvertrag, OR 253-274


Pachtvertrag, OR 275-304


Gebrauchsleihvertrag, OR 305-311


Darlehensvertrag, OR 312-318


Verträge auf Arbeitsleistung


Arbeitsvertrag, OR 319-362


Werkvertrag, OR 363-379


Verlagsvertrag


Auftrag, OR 394-418


Verwahrungs- und Sicherungsverträge


Hinterlegungsvertrag


Lagergeschäft


Bürgschaftsvertrag


Pfandvertrag


Konventionalstrafe








Kriterien für Wahl der Rechtsform


Haftung


Risiko- und Gewinnverteilung


Geschäftsführung


Kapitalbeschaffung 





Stiftung


Ist eine juristische Person


Erlangt Rechtspersönlichkeit erst mit dem Eintrag ins HR


Ein Vermögen wird verselbständigt und einem bestimmten Zweck gewidmet


Eine Stiftung hat keine Mitglieder, sondern nur VR (Stiftungsrat) und Bezüger (PK, Fürsorgefonds, etc.)














Kapitalgesellschaft





Die Rechtsformen nach schweizerischem Recht





Handels- oder Erwerbsgesellschaften





Genossenschaft


= Selbsthilfe





Personengesellschaft





Kollektiv-gesellschchaft





Kommandit-gesellschaft





AG


+ Kommandit-AG





GmbH





Einzelunternehmen





Gesellschaften





Kaufvertrag, OR 184-214


Pflichten des Verkäufers.


Übergabe der Kaufsache


Übergabe des Eigentums an der Kaufsache


Übernahme der Kosten für Wäger/Messen


Nebenpflichten (Aufbewahrung, Verpack...)


Pflichten des Käufers


Zahlung des Kaufpreises


Annahme des Kaufgegenstandes


Erfüllungsort


Gattungssache (Holschulden)


Speziessache (Übergabe bei Vertragsort)


Geldschulden (Bringschulden)


Formvorschriften


Mündlichkeit (im Grundsatz)


Schriftlichkeit


Einfache Schriftlichkeit => Ford.abtret’g


Qualifizierte Schriftl.keit => Bürgschaft


Öffentliche Beurkund’g => Grundst.vertr.


Anfechtung eines Vertrages


Absichtliche Täuschung


Furchterregung


Übervorteilung


Wesentlicher Irrtum


Störung bei der Vertragserfüllung


Annahmeverzug


Zahlungsverzug


Lieferungsverzug


Nichterfüllung


Gewährleistungspflicht


Gewährleistungspflicht


Mängel, Rüge bei Mängeln


Wandelung, Minderung, Ersatz








Mietvertrag, OR 253-274


Charakteristik


formlos


Gebrauchsüberlassung


Eigentümer bleibt Vermieter


Pflichten des Vermieters


Rechtzeitige Übergabe im tauglichen Zustand


Erhalt Mietsache in vertragsmässigen Zustand


Tragen von öffentlichen Lasten und Abgaben


Bekanntgabepflicht


Pflichten des Mieters


Pünktliche Bezahlung des Mietzinses


Sorgfältiger Gebrauch der Mietsache


Übernahme von kleinen Unterhaltsarbeiten


Duldung von Änderungen und Erneuerungen


Untermiete nur mit Zustimmung Vermieter


Beendigung des Mietvertrages


Nach abgemachter Frist


Innerhalb von 3 Tagen; sofern keine Vereinbarung











Typische Merkmale der Gesellschaft


Personenvereinigung


Vertragliche Begründung


Verfolgen eines gemeinsamen Ziels mit gem.Kräften u.Mitteln 


Kapitalbedarf 





Gesellschaftsvertrag / Statuten (AG)


Zweck der Unternehmung


Firma der Unternehmung


Kapitalanteile der Unternehmer


Beteiligung an Verlust und Gewinn


Zinsentschädigung für Kapitaleinlage


Gehalt


Geschäftsführung und Vertretung


Verhältnis Gesellschafter unter sich


Kündigungsfristen für Austritte











EDV-Vertrag


Der Lieferant verpflichtet sich gegen Entgelt, dem Kunden ein DV-System zum Gebrauch zu überlassen oder DV-Dienstleistungen zu erbringen


Erscheinungsformen:


Projektierung einer EDV-Leistung


Überlassung der Hardware


Überlassung der SW (Individualsoftware)


Installation von Software


Schulung und Einführung des Anwenders


Wartung der Anlage und Programmpflege





Innominatsverträge sind


Leasingverträge


Franchisingverträge


Factoringverträge














Arbeitsvertrag, OR 319-362


Charakteristik


Kann formlos abgeschlossen werden


Rechtsquellen: OR, ArG, DSG, URG, GIG, AHV, ALV, EO, IV, BVG, UVG


Einzel-, Normal, Gesamtarbeitsvertrag


Pflichten des Arbeitnehmers


Persönliche Arbeitspflicht


Sorgfalts- und Treuepflicht


Rechenschafts- und Herausgabepflicht


Leistung von Überstunden


Befolgungspflicht


Haftung von Schadenverursachung


Beachtung eines allfälligen Konkurrenzverbotes


Pflichten des Arbeitgeber


Lohnzahlungspflicht


Lohnfortzahlungspflicht bei unverschuldeter Abwesenheit


Fürsorgepflicht


Spesenersatz


Einräumen von Freizeit


Ferien


Ausstellen eines Arbeitszeugnis


Beendigung des Arbeitsvertrages


Nach Ablauf der vertraglich ausgemachten Zeit


Kündigung (ordentlich, fristlos)


Tod des Arbeitnehmers


Schutz vor missbräuchlicher Kündigung


Persönliche Eigenschaften


Ausübung verfassungsmässiger Rechte


Rache


Militär-, Schutz- oder Zivilschutzdienst


Gewerkschaftstätigkeit


Schwangerschaft








Werkvertrag, OR 363-379


Charakteristik


Kann formlos abgeschlossen werden


Arbeitsleistung ist zielgerichtet


Geschuldet wird bestimmtes, definiertes Endresultat (Erfolg)


Pflichten des Unternehmers


Ablieferung des bestellten Werkes


Persönliche Ausführung (persönliche Leitung bzw. Überwachung


Sorgfältige Ausführung


Haftung für vom Besteller erhaltenen Stoff


Orientierungs- und Abmahnungspflicht


Gewährleistungspflicht (Besteller hat gemäss Vertrag folgende Möglichkeiten:


=> Wandelung, Minderung, Nachbesserung, Schadenersatz


Pflichten des Werkbestellers


Bezahlung des Werklohnes


Prüfungs- und Rügeobliegenheit


Schadloshaltung bei Vertragsrücktritt


Beendigung des Werkvertrages


Bei Vollendung und Bezahlung des Werkes


Rücktritt des Werkbestellers jederzeit möglich, mit allfälligen Schadenersatz-Konsequenzen











Auftrag, OR 394-406


Charakteristik


Unterschied zum Arbeitsvertrag


Beauftragter erbringt Leistung selbständig


Keine organisatorische oder örtliche Einbindung in Betrieb


Unterschied zum Werkvertrag


Keine Erfolg geschuldet, nur reines Tätigwerden


Pflichten des Beauftragten


Persönliche Ausführung


Befolgung von Weisungen


Treue- und Sorgfaltspflicht


Rechenschafts- und Herausgabepflicht


Schadenersatz bei Schäden durch Pflichtverletzung


Pflichten des Auftraggebers


Zahlung des Honorars


Ersatz von Auslagen und Verwendungen


Befreiung von Verpflichtungen gegenüber Dritten


Beendigung des Werkvertrages


Auflösung des Vertrages jederzeit möglich, mit Schadenersatz-Konsequenzen gegenüber der Gegenpartei
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Recht





Pflegevertrag (Inhalt; Swico)


Vertragsgegenstand


Inhalt, Zweck, Anhang, Erfüllungsort


Art und Umfang der Leistungen:


zu pflegende SW-Version


 Leistungskategorien, Bereitschaftsperiode


Mitwirkungspflichten des Kunden


Vergütung / Rechnungsstellung:


Pauschalgebühren, nach Aufwand, 


Preisänderungen, Spesen, Verrechnung


Zahlungsbedingungen, Zahlungsverzug


Rechte am Arbeitsresultat:


Eigentum an Werk-.Exempl., geist.Eigentum


Gewährleistung


Haftung


Vertraulichkeit und Datenschutz


Anstellungsverzicht


Beginn, Dauer und Beendigung


Schlussbestimmungen





Leasingvertrag


Definitionen


Überlassung einer Sache auf eine be-stimmte Zeit gegen in Teilbeträgen zu zah-lendes Entgelt, wobei Gefahr+Instandhalt’g in der Regel den Leasingnehmer treffen.


Der Leasinggeber behält aber weiterhin das Eigentum am Objekt


Finanzierungsleasing sind praktisch unkündbar u. in der Regel auf die Lebens-dauer des Leasinggutes abgestimmt


Das Operating Leasing funktioniert wie ein gewöhnlicher Mietvertrag, jedoch ist die Instandhaltungspflicht beim Leasingnehmer. Diese Verträge sind i.d.R. leicht kündbar und werden nur auf kurze Zeit abgeschlossen


Beim Sale and lease-back verkauft der Eigentümer das Gut an eine Leasingfirma und least es wieder zurück


Pflichten des Leasinggebers:


Objekt z.Gebrauch zur Verfügung stellen


Pflichten des Leasingnehmers:


Vereinbarte Rate zahlen


Instandhaltungspflicht, sofern keine andere Vereinbarung


Beendigung des Leasingvertrages:


Nach Ablauf des Vertrages (eventuell durch Kauf des Gutes)


Tod des Leasingnehmers


Aus wichtigen Gründen





Lizenzvertrag (Inhalt; Swico)


Haftung


direkte und indirekte Schäden


Dauer und Beendigung des Vertrages:


Beginn und Dauer


Kündigung durch Kunden/Lizenzgeber


Rückgabepflicht


Verschiedene Bestimmungen:


Vertraulichkeit, Datenschutz


Exportkontrolle, Verrechnung von Forderungen, Anstellungsverzicht


Schlussbestimmungen:


Vertragsinhalt, Schriftform, Mitteilungen


Teilnichtigkeit, Abtretung und Übertragung


Vertragsexemplare, Anwendb.Recht, Streit





Lizenzvertrag (Inhalt; Swico)


Vertragsgegenstand


Lizenzmaterial (Module, Spezifikationen, Anforderungen an Inf.-Umgebung, Um-schreibung erlaubter Gebrauch, Interopera-bilität SW mit anderen Prg. Sich.kopien)


Umgang des Nutzungsrechtes


bestimmungsgemässer Gebrauch


Anpassungen, Entschlüsselung, Quellmat.


Lieferung, Installation, Test, Abnahme:


Lieferung, Übergang Nutzen und Gefahr


Installation, Testperiode, Abnahme


Rücktritt, Ersatzlieferung


Vergütung, Zahlungsbedingungen:


Lizenzgebühr (HW, SW), 


Spesen, Abgaben, Zahlungsbedingungen


Rechte am Lizenzmaterial:


Eigentum, Schutzrechte, Geheimhaltung


Kontrolle, Sicherung


Prüfungsrecht, Vergütungspflicht, Verletzung 


Gewährleitung:


Garantie, Behebung Programmfehler, Rücktritt 


Beschränkung/Aufhebung Garantie


Rechtsgewährleistung:


Inhalt, Verteidigungspflicht, Massnahmen





Lizenzvertrag, OR 394-406


Definition


Einräumung eines Nutzungsrechtes an einem Immaterialgut und damit Ver-schaffung der wirtschaftlichen Vorteile dieses Gutes. Als Gegenleistung schuldet der Lizenznehmer eine Lizenzgebühr 


Teilbereiche der Lizenzverträge


Patentrecht


Markenrecht


Muster- und Modellrecht


Urheberrecht


Pflichten des Lizenzgeber:


Übertragung des Nutzungsrechtes


Informationspflicht


Pflichten des Lizenznehmers:


Gebühr bezahlen


Mitteilungspflicht, z.B. bei Mängeln


Keine Weitergabe ohne Einwilligung des Lizenzgebers


Beendigung des Lizenzvertrages:


Kündigung


Nach Ablauf der ausgemachten Frist


Bei gegenseitigem Einverständnis


Widerrufbar bei wichtigen Gründen








Urheberschaft (UR)


Charakteristik


Basis ist eine individuelle geistige Schöpfung


Urheber/in eines Werkes kann immer nur eine natürliche Person sein, Art. 6


Der Arbeitgeber ist bei Computerprogrammen, die im Arbeitsverhältnis geschaffen wurden, alleine zur Ausübung der Verwendungsrechte befugt, Art. 17


Der Übergang des Rechts auf Veränderung des Werkes vertraglich regeln


Zulässiger Eigengebrauch


Privat: jede Werkverwendung, ohne Entschädigung


Lehrperson: jede Werkverwendung, mit Entschädigungspflicht


Betrieb/öffentliche Verwaltung: ausschliesslich Vervielfältigung, mit Entschädigung


Unzulässiger Eigengebrauch


Vervielfältigung von Werkexemplaren im Handel


Vervielfältigung von Werken der bildenden Kunst, Musiknoten


Aufnahme von Vorträgen, etc. 


Sanktionen im Urheberrecht


Zivilrechtlich: Feststellungsklage, Leistungsklage


Strafrechtlicher: Gefängnis


Verwendungsrechte im URG


Vervielfältigung, Verbreitung, Aufführung, Veräusserung


Möglichkeiten für Erwerb von Urheberrecht


Auftrag, Entwicklung, Erbschaft, Liquidation


Der Schutz entsteht mit einer Schöpfung


Dauer des Schutzes


50 Jahre bei Computer-Programmen


70 Jahre bei allen anderen Werken





Datenschutzgesetz (DSG)


Ziel


Schutz der Persönlichkeit und der Grundrechte von Personen, über die Daten bearbeitet werden


Selbstbestimmung der Einzelnen betreffend Verwaltung und Veröffentlichung


Rechtssubjekte


Natürliche, juristische Personen


Geschützte Daten


Personendaten


Besonders schützenswerte Daten


Persönlichkeitsprofil


Bearbeitungsprobleme im DSG


Zur Kenntnis nehmen


Umarbeiten


Vernichten


Aufbewahren


Verwenden


Bekanntgeben (Einsicht gewähren, Weitergeben, Veröffentlichen)


Bearbeitungsgrundsätze im DSG


Rechtmässigkeit der Beschaffung


Verhältnismässigkeit der Bearbeitung


Zweckmässigkeit der Verwendung


Richtigkeit der Daten


Schutz vor unbefugtem Zugriff


Auskunftsrecht


Sanktionen im Datenschutz


Zivilrechtlicher Schutz


Berichtigung falscher Daten/Vernichtung


Veröffentlichung der Berichtigung oder Vernichtung


Schadenersatz


Strafrechtlicher Schutz


Haft oder Busse





Recht
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Muster und Modelle


... sind Vorlagen für gewerbliche oder industrielle Güter.


Vorausgesetzt ist wiederum die Hinterlegung beim Bundesamt für geistiges Eigentum.


Schutzdauer: 15 Jahre 





Das Markenrecht


Besteht an einem Zeichen, das geeignet ist, Waren oder Dienstleistungen eines Unternehmens von solcher anderer Unternehmen zu unterscheiden.


Inhaber erlangt das ausschliessliche Recht an Kennzeichnung der Ware und Dienstleistung


Schutzdauer: 15 Jahre 





Kollektivgesellschaft, OR 552


Unterschied zur einfach.Gesellsch.


Kaufmännische Zweckbestimmung


Gemeinsame Firma


Zweck 


Gemeinsame Führung eines Unternehmens, die folgende Punkte miteinander vebindet:


Kapital


Arbeitskraft


Kredit








Einfache Gesellschaft


Merkmale


Keine Firma (Gesellschaftsnamen)


Keine Rechtspersönlichkeit


Kein Eintrag im Handelsregister


Keine Buchführungspflicht


Keine Konkursbetreibung


Entstehung


Übereinstimmende Willensäusserung


Auflösung


Auflösungsgrund + Liquidation


Regelung des Innenverhältnis


Beitragsleistung


Gewinn- und Verlustbeteiligung


Gesellschaftsbeschlüsse


Konkurrenzverbot


Mitgliederwechsel


Aussenverhältnis


Vertretung  der Gesellschaft


Haftung








Stille Gesellschaft


Gesellschafter


Besteht aus Hauptgesellschafter und einem stillen Gesellschafter, der von aussen nicht erkennbar ist


Eigentum 


Der stille Gesellschafter ist als Eigentümer beteiligt. Er tritt Vermögensrechte ab, hat aber Kontroll- und beschränktes Mitbestimmungsrecht


Gesellschafterverhältnis 


Das Verhältnis unter den Gesellschaftern richtet sich nach Vertrag und ergänzend nach den Bestimmungen der einfachen Gesellschaft.





Die verwandten Schutzrechte


schützen Leistungen wie künstlerische Darbietungen von urheberrechtlichen Werken, die Produktion von Ton- und Tonbildträgern und die Sendungen der Radio- und Fernsehanstalten.


Sie enthalten verschiedene Verwertungsrechte (Übertragungs-, Sende-, Weitersende, Verviel-fältigungsrecht, ...)


Schutzdauer: 50 Jahre





Das Patentrecht


Das Patentrecht schützt technische Erfindungen. 


Gewährung eines Ausschliesslichkeits- und Verfügungsrecht.


Schutzdauer: 20


Patentrecht entsteht durch eine Patentierung 





�








Das UWG (unlauterer Wettbewerb)


Verstoss gegen Treu und Glauben und Wahrung der Regeln Geschäftsmoral und des freien Wettbewerbs


Unlauter ist: Herabsetzung und Behinderung der Konkurrenten, Irreführung der Kunden, Schleichwerbung u.ä. Verschleierungstaktiken





Das Kartellgesetz


Garantiert freien Wettbewerb und versucht, miss-bräuchliche Beeinflussungen des Marktgeschehens zu verhindern. (Kartelle, Unternehm.zusammenschlüsse)








